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Gesetze 1936 eine Sondergenehmigung von 
Joseph Goebbels für die Berufsausübung. 
Aufgrund seiner Ber.erstattung für das „Ta-
geblatt“ ergaben sich Konflikte mit dem 
„Ständestaat“, die Anfang 1937 in eine An-
klage mündeten. Um diese zu unterlaufen, 
wurde S. nach Prag versetzt, wo er die Ver-
tretung des „Tageblatts“ bis zu dessen Ein-
stellung im Jänner 1939 innehatte. Danach 
führte S. in Brünn (Brno) als Chefred. die 
Umgestaltung des „Brünner Tagesboten“ in 
die nationalsozialist. „Volksdeutsche Zei-
tung“, in der 1939 sein Fortsetzungsroman 
„Der Elefantenring“ erschien, durch. Auf 
Empfehlung eines hohen Beamten des Pro-
pagandamin. kam S. i. d. F. nach Berlin, wo 
er als Chefred. der Auslands-Nachrichten-
agentur Transkontinent Press, einer getarn-
ten Propaganda-Einrichtung des Außenmin., 
fungierte und die Berliner Red. der Wirt-
schaftsztg. „Europa-Kabel“ und „Südost-
Echo“ leitete. Daneben verf. er einige Bü-
cher, u. a. „Österreichs deutsche Leistung“ 
(1936) und „Im ‚Herzland Germaniens‘“ 
(1939), beide auf nationalsozialist. Empfeh-
lungslisten zu finden. 1943 erkrankte S. 
schwer und verlor seine Stelle. Seine wei-
tere Tätigkeit liegt im dunkeln. 

Weitere W. (auch s. u. Kosch): Das Lied um den Tanz, 
1920; Die Mütter, 1923; Unheiml. Erlebnis, 1926; Sturz 
nach oben, 1927; Das blaue Phantom. Der Raub des 
Hirns (= Glöckner-Bücher 79), 1930; Front im Frieden, 
1931; Erben und Rebellen, 1931; Böhmisch Glas, 1940; 
etc. 
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K. Amann, Zahltag, 1996, s. Reg.; Zd. Mareček, in: Lite-
ratur unter dem Hakenkreuz, ed. P. Beche – I. Fiala-
Fürst, 2005, s. Reg.; Forschungsstelle Österr. Literatur 
im Nationalsozialismus, Univ. Graz, Stmk.; MA 61, Wien. 

(K. Gradwohl-Schlacher) 

Stránský Adolf, Ps. Dolf, Sigma, Politi-
ker, Jurist und Zeitungsherausgeber. Geb. 
Habern, Böhmen (Habry, Tschechien), 8. 4. 
1855; gest. Brno, Tschechoslowakei (Tsche-
chien), 18. 12. 1931; mos., ab 1885 röm.-
kath. – Sohn eines Händlers und Gastwirts, 
Vater des Politikers Dr. jur. Jaroslav S. (geb. 
Brünn, Mähren / Brno, Tschechien, 15. 1. 
1884; gest. London, Großbritannien, 13. 8. 
1973). – S. absolv. das Gymn. in Deutsch-
brod (Havlíčkův Brod) und stud. an der 
Univ. Prag Jus, 1878 Dr. jur. Bis 1880 war 
er am Kreisgericht in Budweis (České 
Budějovice) bzw. am Handelsgericht in 
Prag tätig. Seit seiner Studentenzeit enga-
gierte sich S. nationalpolit. und journalist. 
u. a. bei der Prager Ztg. „Národní listy“. 
1881 red. er in Wien J. S. Skrejšovskýs 

(s. d.) oppositionelle Tagesztg. „Tribüne“. 
Ab 1881 war er in Brünn (Brno) als Anwalt 
tätig, ab 1886 mit eigener Kanzlei. Bei po-
lit. Prozessen, u. a. 1894 im sog. Omladina-
Prozeß, glänzte S. als eloquenter Verteidi-
ger. Als Anhänger der böhm. jungtschech. 
Partei trat S. in Brünn der konservativen 
Nationalpartei bei, in der er bald die Füh-
rung des liberalen Flügels übernahm. 1889 
gründete S. die liberale mähr. Tagesztg. 
„Moravské listy“ (ab 1893 „Lidové listy“), 
die er zu einer der führenden tschech. Ztg. 
und zum größten mähr. Ztg.konsortium 
ausbaute. Parallel dazu gründete er 1891 
die jungtschech. Partei Lidová strana in 
Mähren und stieg i. d. F. zum polit. Reprä-
sentanten der mähr. Tschechen auf. 1892–
96 stellv. Vors. des Exekutivausschusses, 
führte er die Partei ab 1900. 1895–1918 
Abg. des RR, des mähr. LT sowie 1897 und 
1908 Mitgl. der Delegationen, war er einer 
der schärfsten und radikalsten tschech. Oppo-
sitionspolitiker. Er plädierte für das allg. 
Wahlrecht, für soziale Reformen sowie für 
den Ausbau des tschech. Bildungswesens 
und nahm an mehreren dt.-tschech. Aus-
gleichsverhh. teil. 1909 fusionierte er seine 
Partei mit der mähr. Fortschrittsbewegung 
zur Fortschrittl. Volkspartei, die 1911 in 
Mähren mit Agrarpartei und Sozialdemo-
kratie ein antiklerikales Wahlbündnis schloß. 
Bis 1918 war S. Dir. der Hypothekenbank 
in Brünn und Vizepräs. der mähr. Landes-
versicherungsanstalt. Im 1. Weltkrieg arbei-
tete er im tschech. Widerstand mit und trat 
1917 der Staatsrechtl. Demokratie bei (ab 
1918 Nationaldemokratie). Seit Juli 1918 
Mitgl. des tschech. Nationalausschusses 
und 1918–20 Abg. der Nationalversmlg., 
wurde er im November 1918 erster Han-
delsminister der Tschechoslowakei (bis Juli 
1919). Nach Verzicht auf seine Anwaltszu-
lassung war er 1919–31 Präs. der Prager 
Eisenind.-Ges. und Vizepräs. der Kaliwerke 
Kolín. 1920–25 Mitgl. des Senats, führte er 
den liberalen „Brünner Flügel“ der Natio-
naldemokratie und beteiligte sich gem. mit 
seinem Sohn an der von Th. Masaryk (s. d.) 
angeregten Gründung der national-intellek-
tuellen Partei Národní strana práce, die bei 
den Wahlen 1925 jedoch erfolglos kandi-
dierte. S. zog sich daraufhin aus der Politik 
zurück und konzentrierte sich auf seine 
Ämter in der Wirtschaft. 
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